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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 455/11 B 
 
L 9 R 1471/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 11 R 1733/06 (SG Reutlingen) 
 
 
 
………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Februar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   G a s s e r    und 

die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 4. November 2011 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat mit Beschluss vom 4.11.2011 einen Anspruch des Klägers 

auf Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Der Kläger macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten Beschluss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und 

Verfahrensmängel geltend. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Beschwerdebegründung vom 9.2.2012 genügt 

nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn er hat die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 SGG) und einen Verfahrensmangel 

(Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht in der hierfür erforderlichen Weise auf-

gezeigt (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass 

diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine solche Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und 

§ 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten 

Entscheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70). 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Obwohl der Kläger ausdrücklich die "grundsätzliche Bedeutung" der Rechtssache geltend 

macht, ist seiner Beschwerdeschrift (Seite 2 f) weder eine formulierte noch eine sinngemäß ge-

stellte abstrakte Rechtsfrage grundsätzlicher Art zu entnehmen, die im angestrebten Revisions-

verfahren klärungsfähig sein könnte. Es ist jedoch nicht Aufgabe des BSG, die erforderliche 

grundsätzliche Rechtsfrage aus dem umfangreichen Aktenmaterial selbst herauszusuchen. 

Vielmehr muss die Beschwerdebegründung den Senat in die Lage versetzen, sich ohne Stu-

dium der Gerichts- und Verwaltungsakten allein aufgrund des klägerischen Vortrags ein Bild 

über den Sach- und Streitstand sowie die tatsächlichen und rechtlichen Streitpunkte zu 

machen (stRspr, zB Senatsbeschluss vom 26.6.2008 - B 13 R 153/06 B - Juris RdNr 9 mwN). 
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Soweit der Kläger in diesem Zusammenhang die "Notwendigkeit der Einholung eines 

sozialmedizinischen Zusammenhangsgutachtens" (Seite 2 Beschwerdebegründung) erläutert, 

kann dieser Vortrag allenfalls als Verfahrensmangel überprüft werden. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne, müs-

sen für die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrens-

mangel vermeintlich begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus 

ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von 

dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer 

Beeinflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: (1) Bezeich-

nung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG 

nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte 

Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung drängen 

müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme 

und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf einer angeblich fehlerhaft 

unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten 

Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme von seinem Standpunkt aus zu einem ande-

ren, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (zum Ganzen s Se-

natsbeschluss vom 12.12.2003 - SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). 

 

Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat nicht auf-

gezeigt, dass er einen entsprechenden (prozessordnungsgemäßen) Beweisantrag gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG gestellt und bis zuletzt vor dem Berufungsgericht (LSG) auf-

rechterhalten habe. Ein anwaltlich vertretener Beteiligter kann nur dann mit der Rüge des Über-

gehens eines Beweisantrags gehört werden, wenn er diesen bis zum Schluss der mündlichen 

Verhandlung durch entsprechenden Hinweis zu Protokoll aufrechterhalten hat oder das Gericht 

den Beweisantrag in seinem Urteil wiedergibt (stRspr, vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 

RdNr 11 mwN). Nach Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG soll die Sachaufklä-

rungsrüge die Revisionsinstanz nur dann eröffnen, wenn das Tatsachengericht vor seiner Ent-

scheidung durch einen Beweisantrag ausdrücklich darauf hingewiesen worden ist, dass ein Be-

teiligter die Sachaufklärungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; Nr 31 S 52). 
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Diese Grundsätze gelten auch dann, wenn - wie hier - das LSG von der ihm durch § 153 Abs 4 

S 1 SGG eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die Berufung ohne mündliche Ver-

handlung durch Beschluss zurückzuweisen, weil es sie einstimmig für unbegründet und eine 

mündliche Verhandlung nicht für erforderlich hält. Der in einem solchen Fall den Beteiligten zu-

gestellten Anhörungsmitteilung nach § 153 Abs 4 S 2 SGG muss jedenfalls ein rechtskundig 

vertretener Beteiligter auch entnehmen, dass das LSG keine weitere Sachaufklärung mehr be-

absichtigt und dass es etwaige schriftsätzlich gestellte Beweisanträge lediglich als Beweisanre-

gung, nicht aber als förmliche Beweisanträge iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ansieht. Nach Zu-

gang der Anhörungsmitteilung muss daher der Beteiligte, der schriftsätzlich gestellte Beweisan-

träge aufrechterhalten oder neue Beweisanträge stellen will, innerhalb der vom LSG gesetzten 

Frist diesem ausdrücklich die Aufrechterhaltung dieser Anträge mitteilen oder neue förmliche 

Beweisanträge stellen (vgl BSG vom 6.6.2001 - B 2 U 117/01 B - Juris RdNr 2; BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 31 S 52). 

 

Hierzu enthält die Beschwerdebegründung keine Darlegungen. Der Kläger hat weder 

behauptet, dass das LSG einen Beweisantrag im Beschluss erwähnt habe, noch dass er nach 

den oben aufgezeigten Maßstäben einen förmlichen Beweisantrag aufrechterhalten habe. 

Entgegen der Rechtsansicht der Klägers kommt es nicht darauf an, ob etwaige in der 

Klageschrift bzw in späteren Schriftsätzen angekündigte Beweisanträge verspätet gestellt 

worden sind. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm 

§ 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwer-

fen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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